
 

§ 5 Anregungen und Beschwerden 

 

(1) Einwohnerinnen und Einwohner, die seit drei Monaten in der Gemeinde wohnen,  

     haben das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen in Textform nach  

     § 126 b BGB mit Anregungen oder Beschwerden an den Rat zu wenden.  

     Anregungen und Beschwerden müssen Angelegenheiten betreffen, die in den 

     Aufgabenbereich der Stadt Alsdorf fallen. 
 

(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt  

     Alsdorf fallen, sind vom/von der Bürgermeister/in an die zuständige Stelle  

     weiterzuleiten. Der/Die Antragsteller/in ist hierüber zu unterrichten. 
 

(3) Eingaben von Einwohnerinnen und Einwohner, die 

a) weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, 

Erklärungen, Ansichten etc.), 

b) inhaltlich mit bereits früher eingereichten Anregungen und Beschwerden 

identisch sind, 

c) den Inhalt eines Strafgesetzes erfüllen oder 

d) als rechtsmissbräuchliche Inanspruchnahme von öffentlichen Stellen 

anzusehen sind, 

 

sind ohne Beratung von dem/der Bürgermeister/in zurückzugeben. 
 

(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden im Sinne von Abs. 1 

      bestimmt der Rat den Hauptausschuss. 
 

(5) Der Hauptausschuss hat die Anregungen und Beschwerden inhaltlich zu prü- 

      fen. Sofern er nicht selbst entscheidungsbefugt ist, überweist er die Anregun- 

      gen und Beschwerden an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der 

      Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung 

      berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 
 

(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegen- 

     stand einer Anregung oder Beschwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 

     3 GO NRW), bleibt unberührt. 
 

(7) Dem/Der Antragsteller/in kann im Einzelfall aufgegeben werden, Anregungen 

      oder Beschwerden in der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen 

      Anzahl einzureichen, sofern eine Vervielfältigung seitens der Gemeinde nicht 

      oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand oder unverhältnismäßig hohen 

      Kosten möglich wäre. Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung 

      der notwendigen Unterlagen ausgesetzt werden. 

 

(8) Der/Die Antragsteller/in ist über die Entscheidung durch den/die 

Bürgermeister/in zu unterrichten. 


